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Die Prüfungsergebnisse auf einen Blick 

Investitionen des Bundes in die 
Verwaltungsdigitalisierung gefährdet  
Der Bund hat 1,4 Mrd. Euro bereitgestellt, damit die Länder zur Verwaltungsdigitalisierung 
„Einer-für-Alle“- Lösungen entwickeln. Nur 3 % dieser EfA-Lösungen werden derzeit flä
chendeckend genutzt. Damit drohen die Mittel zu „verpuffen“. Auch ihre Refinanzierung 
aus EU-Mitteln ist gefährdet. Das Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) 
muss sicherstellen, dass die Nutzungshemmnisse für die EfA-Lösungen beseitigt werden.  

Worum geht es? 

Nach dem Onlinezugangsgesetz müssen Bund, Länder und Kommunen ihre Verwaltungsleis
tungen auch online anbieten. Der Bund stellte 1,4 Mrd. Euro für EfA-Lösungen bereit. Dabei 
soll ein Land eine IT-Lösung entwickeln und betreiben, die andere Länder und Kommunen 
nachnutzen. So wollte der Bund Parallelentwicklungen in 16 Ländern und 11 000 Kommunen 
vermeiden. Erst 3 % der EfA-Lösungen werden flächendeckend nachgenutzt. Dies liegt auch 
daran, dass technische und rechtliche Voraussetzungen fehlen. Das BMI hat diese Hemm
nisse nicht rechtzeitig und systematisch erfasst und beseitigt. Wirksamkeit und Refinanzie
rung der Investitionen des Bundes sind damit gefährdet.  

Was ist zu tun? 

Das BMI muss darauf hinwirken, dass die Voraussetzungen geschaffen werden, damit die 
EfA-Lösungen von den Ländern und Kommunen nachgenutzt werden können. Zudem sollte 
es sich mit den Ländern darauf verständigen, dass diese zur Digitalisierung ihrer Verwal
tungsleistungen vorrangig EfA-Lösungen einsetzen.  

Was ist das Ziel?  

Länder und Kommunen nutzen die aus Bundesmitteln finanzierten EfA-Lösungen und brin
gen damit die Digitalisierung ihrer Verwaltung spürbar voran. Der Bund kann seine Mittel 
aus der Aufbau- und Resilienzfazilität der Europäischen Union refinanzieren.  
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0 Zusammenfassung 
0.1 Nach dem Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen 

(OZG) waren Bund und Länder verpflichtet, ihre Verwaltungsleistungen bis Ende 2022 
auch online anzubieten. Das BMI sollte die Umsetzung des OZG steuern und koordi
nieren. Bund und Länder verfehlten das Ziel des OZG deutlich. Bis Ende 2022 waren 
nur 19 % der digitalisierbaren Verwaltungsleistungen online verfügbar. 

Für die Verwaltungsleistungen der Länder und Kommunen einigten sich Bund 
und Länder darauf, IT-Lösungen für Online-Services vorrangig nach dem Modell „Ei
ner-für-Alle“ zu entwickeln. Das bedeutet, dass ein Land einen Online-Service entwi
ckelt und zentral betreibt. Andere Länder und Kommunen sollen diesen dann nach
nutzen. So soll vermieden werden, dass für die gleichen Verwaltungsleistungen 
unterschiedliche IT-Lösungen in den 16 Ländern oder 11 000 Kommunen entwickelt 
und betrieben werden. Für die Entwicklung dieser EfA-Lösungen stellte der Bund 
1,4 Mrd. Euro aus dem Corona-Konjunkturpaket zur Verfügung. (Tz. 1) 

0.2 Bund und Länder beschlossen, 257 EfA-Lösungen zu entwickeln, mit denen 3 260 Ver
waltungsleistungen online bereitgestellt werden sollten. Das BMI definiert eine EfA-
Lösung als flächendeckend nachgenutzt, wenn 50 % der Bevölkerung oder 50 % der 
Kommunen in mindestens neun Ländern die EfA-Lösung nutzen können. Im Juni 2023 
traf dies nur auf 3 % der EfA-Lösungen zu. Die meisten EfA-Lösungen waren nur in 
dem Land online verfügbar, das die EfA-Lösung auch entwickelt hat. (Tz. 2) 

0.3 Damit die Länder und Kommunen die EfA-Lösungen nachnutzen können, müssen 
diese zu einem gewissen Grad technisch an deren Verwaltungsprozesse anpassbar 
sein. Der IT-Planungsrat beauftragte die Föderale IT-Kooperation (FITKO), hierfür eine 
zentrale IT-Lösung zu entwickeln (sog. EfA-Parametrisierung). Diese IT-Lösung soll 
u. a. dafür sorgen, dass einem Antragstellenden nur die relevanten Datenfelder des 
jeweiligen Landes oder der jeweiligen Kommune angezeigt werden. Das Projekt war 
im Juni 2023 bereits drei Monate im Verzug und verzögert sich weiter. Das BMI hat – 
ggf. gemeinsam mit der FITKO – sicherzustellen, dass keine weiteren Hemmnisse vor
liegen, die die Entwicklung und den Betrieb der EfA-Parametrisierung beeinträchti
gen. (Tz. 3.1) 

0.4 Damit EfA-Lösungen von Ländern und Kommunen nachgenutzt werden können, muss 
u. a. der Betrieb und die Weiterentwicklung dieser EfA-Lösungen rechtlich geregelt 
werden. Dazu stellen sowohl die FITKO als auch eine bundesweite Genossenschaft 
der IT-Dienstleister standardisierte Verträge bereit. Derzeit liegen für 74 der 257 EfA-
Lösungen solche Verträge vor. In den übrigen Fällen müssen Länder und Kommunen 
individuelle vertragliche Lösungen finden. Das BMI sollte im IT-Planungsrat darauf 
hinwirken, dass nunmehr zügig für alle EfA-Lösungen Standardverträge für die Nach
nutzung bereitgestellt werden. (Tz. 3.2) 
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0.5 Das BMI hat zu Beginn der OZG-Umsetzung nicht systematisch erhoben, welche tech
nischen, organisatorischen, rechtlichen und finanziellen Hemmnisse bei der Nachnut
zung von EfA-Lösungen auftreten können. Stattdessen verfolgte es einen „Versuch-
und-Irrtum-Ansatz“: Zunächst erprobten zwei Länder beispielhaft die Nachnutzung 
einzelner EfA-Lösungen; aktuell sollen die Länder und Kommunen 16 EfA-Lösungen 
(sog. Fokusleistungen) bis zum Jahr 2025 flächendeckend nachnutzen. Aufgrund die
ser Begrenzung besteht die Gefahr, dass nicht alle Hemmnisse rechtzeitig erkannt 
werden und die Länder und Kommunen die EfA-Lösungen nicht (oder nicht wirt
schaftlich) nachnutzen können. Das BMI sollte daher regelmäßig und strukturiert un
tersuchen (ggf. gemeinsam mit der FITKO und weiteren Beteiligten), welche Hemm
nisse bei der Nachnutzung der EfA-Lösungen auftreten können und auf deren 
Beseitigung hinwirken. (Tz. 4) 

0.6 Das BMI weiß derzeit nicht, ob Länder und Kommunen für die Digitalisierung einer 
Verwaltungsleistung eine EfA-Lösung oder eine dezentrale eigene Lösung einsetzen. 
Damit fehlen ihm wesentliche Informationen, um das Digitalisierungsprogramm Fö
deral zu steuern und den Erfolg der EfA-Lösungen einzuschätzen. 

Das BMI sollte sich schnellstmöglich einen kontinuierlichen Überblick verschaffen, 
inwieweit Landes- und Kommunalbehörden EfA-Lösungen tatsächlich nachnutzen. 
(Tz. 5) 

0.7 Das BMI hat nicht sichergestellt, dass die Länder vorrangig EfA-Lösungen nachnutzen. 
Damit besteht die Gefahr, dass durch dezentrale Lösungen unwirtschaftliche Parallel
strukturen entstehen und ein Flickenteppich vielfältiger IT-Lösungen begünstigt wird. 
Außerdem wird die Refinanzierung der Bundesausgaben aus der Aufbau- und Resili
enzfazilität der Europäischen Union gefährdet. Im IT-Planungsrat sollte das BMI zügig 
darauf hinwirken, dass die Länder das „EfA-First“-Prinzip mittragen. (Tz. 6) 

0.8 Das BMI hat zu dem vorliegenden Bericht des Bundesrechnungshofes Stellung ge
nommen. Es hat erklärt, dass die FITKO verantwortlich für das Projekt EfA-Parametri
sierung und die Bereitstellung der Standardverträge sei. Auch Entscheidungen im IT-
Planungsrat könne es aufgrund des Mehrheitsprinzips nur begrenzt beeinflussen. Das 
BMI hat betont, dass die Länder einschließlich der Kommunen verantwortlich dafür 
seien, die EfA-Lösungen auch tatsächlich nachzunutzen. Es habe jedoch das EfA-Prin
zip nach seinen verfassungsrechtlichen Möglichkeiten für die Umsetzung des OZG 
verankert. Dies sei ein wesentlicher Hebel zur flächendeckenden Umsetzung von On
line-Diensten. (Tz. 7) 

0.9 Der Bundesrechnungshof erkennt an, dass das BMI nicht allein für die Umsetzung des 
Digitalisierungsprogramms Föderal zuständig ist und dass letztlich die Länder und 
Kommunen entscheiden, ob sie die EfA-Lösungen nachnutzen. Es bleibt jedoch unbe
stritten, dass die vom Bund getätigten Investitionen in EfA-Lösungen nur dann ihre 
volle Wirkung entfalten, wenn diese auch von möglichst vielen Ländern und Kommu
nen nachgenutzt werden. Sonst drohen die Haushaltsmittel des Bundes „zu verpuf
fen“. Außerdem ist die flächendeckende Nachnutzung der EfA-Lösungen die Voraus-
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setzung dafür, dass der Bund seine Investitionen in die Verwaltungsdigitalisierung aus 
EU-Mitteln refinanzieren kann. Sollten die vereinbarten Ziele zur Nachnutzung von 
EfA-Lösungen nicht erreicht werden, könnten dem Bund Mittel in dreistelliger Millio
nenhöhe entgehen. Vor diesem Hintergrund hält es der Bundesrechnungshof für un
abdingbar, dass das BMI im IT-Planungsrat mit Nachdruck auf eine Nachnutzung der 
EfA-Lösungen hinwirkt. (Tz. 8) 
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1 Einleitung  

1.1 OZG-Umsetzung bis Ende 2022 

Der Deutsche Bundestag beschloss Mitte 2017 das OZG. Danach wären Bund, Länder und 
Kommunen verpflichtet gewesen, ihre Verwaltungsleistungen den Bürgerinnen und Bürgern 
sowie Unternehmen bis Ende 2022 auch online anzubieten. Das BMI hat die Aufgabe, die 
Umsetzung des OZG übergreifend zu steuern und zu koordinieren.1 Es richtete dafür zwei 
Programme ein: 

• Im Digitalisierungsprogramm Bund steuert und koordiniert es ressortübergreifend die 
Digitalisierung von Verwaltungsleistungen des Bundes. Die Bundesministerien setzen 
diese in ihren Geschäftsbereichen um. 

• Im Digitalisierungsprogramm Föderal steuert und koordiniert es gemeinsam mit der 
FITKO2 die Digitalisierung von föderalen Verwaltungsleistungen, deren Regelungskompe
tenz beim Bund und Vollzugskompetenz bei Ländern und/oder den Kommunen liegt.3 

Bund und Länder gliederten ihre insgesamt 6 8524 Verwaltungsleistungen thematisch in 
575 OZG-Leistungsbündeln (sog. OZG-Leistungen) und ordneten diese den 14 Themenfel
dern zu (z. B. Themenfeld „Familie und Kind“). Im Digitalisierungsprogramm Bund sollten 
115 dieser OZG-Leistungen digitalisiert werden, im Digitalisierungsprogramm Föderal 460. 

Bund und Länder verfehlten das Ziel des OZG deutlich. Bis Ende 2022 waren nur 19 % der di
gitalisierbaren Verwaltungsleistungen online verfügbar. 

Der Bundesrechnungshof hat das BMI im März 2023 aufgefordert, seine Rolle als Koordina
tor für die Verwaltungsdigitalisierung aktiver wahrzunehmen. Es sollte dafür sorgen, dass 
Bund und Länder zentrale IT-Lösungen für die Umsetzung des OZG bereitstellen und eine 
föderale Digital- und IT-Strategie entwickeln.5 

 
1  BMI, Konzept „OZG-Umsetzungskonzept: Digitalisierung als Chance zur Politikgestaltung – Umsetzung des 

Onlinezugangsgesetztes“, Beschluss der Bundesregierung in der Kabinettsitzung vom 16. November 2018 
(Link). 

2  Die FITKO ist eine Anstalt Öffentlichen Rechts (AöR) mit Sitz in Frankfurt am Main. Sie wurde im Januar 2020 
gegründet. Träger sind der Bund und alle Länder. 

3  Tatsächlich umfasst das Digitalisierungsprogramm Föderal auch Verwaltungsleistungen, deren Regelungs- 
und Vollzugskompetenz komplett bei den Kommunen liegt bzw. wo Regelung und Vollzug bei Bund und 
Ländern gemeinsam liegt. Siehe BMI, Digitalisierungsleitfaden Föderal (Link). 

4  Stand: 16. Dezember 2022. 
5  Bericht des Bundesrechnungshofes nach § 88 Absatz 2 BHO zur Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes – Koor

dinierung und Steuerung vom 29. März 2023 (Link). 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/themen/moderne-verwaltung/ozg-umsetzungskonzept.pdf;jsessionid=EAACD91B5F866E87CE2426D2D4026CD0.1_cid322?__blob=publicationFile&v=4
https://leitfaden.ozg-umsetzung.de/display/OZG/Arbeitshilfen?preview=/11501833/12585108/OZG_Programmmanagement-Phase%202_v3.0.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2023/onlinezugangsgesetz.html
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1.2 Weitere OZG-Umsetzung 

Das BMI will das Digitalisierungsprogramm Bund bis Ende 2023 abschließen. Welche Rolle 
und Aufgaben es im Digitalisierungsprogramm Föderal ab dem Jahr 2024 übernehmen wird, 
steht noch nicht fest. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, das OZG zu novellieren. Das BMI erarbeitete dafür einen 
Gesetzentwurf, den das Bundeskabinett am 24. Mai 2023 beschloss und der dem Deutschen 
Bundestag am 23. August 2023 zur Beschlussfassung vorgelegt wurde.6 Laut dem Gesetzent
wurf sollen u. a. 

• die Frist zur Umsetzung des OZG ersatzlos gestrichen werden, 
• die zentrale IT-Lösung „Nutzerkonto Bund“, mit der sich Bürgerinnen und Bürger bei der 

Beantragung von Verwaltungsleistungen identifizieren und ihre Daten speichern können, 
für alle Verwaltungsleistungen von Bund, Ländern und Kommunen eingesetzt werden 
sowie 

• die Verwaltungsleistungen für Unternehmen in fünf Jahren ausschließlich elektronisch 
angeboten werden (Digital-Only-Prinzip). 

1.3 Das EfA-Modell im Digitalisierungsprogramm Föderal 

Im Digitalisierungsprogramm Föderal haben Bund und Länder die Verwaltungsleistungen in 
Themenfelder gegliedert, für die jeweils ein Bundesministerium und ein Land gemeinsam 
federführend zuständig sind. Bund und Länder einigten sich auf dieses arbeitsteilige Vorge
hen, damit nicht jedes Land jede Verwaltungsleistung digitalisieren muss. So sollten Verwal
tungsressourcen effizient eingesetzt werden. 

Bund und Länder vereinbarten, IT-Lösungen für Online-Services vorrangig über das EfA-
Modell nachnutzbar zu machen. Dabei wird die IT-Lösung von einem Land entwickelt und 
betrieben; das Land stellt diese Lösung dann anderen Ländern (und ggf. deren Kommunen) 
zur Nachnutzung bereit. Damit soll verhindert werden, dass für die gleichen Verwaltungsleis
tungen unterschiedliche IT-Lösungen in den 16 Ländern oder 11 000 Kommunen7 entwickelt 
und betrieben werden. Das Modell erfordert, dass Länder bzw. Kommunen ihre Prozesse für 
die Erbringung dieser Verwaltungsleistungen weitgehend angleichen (Standardisierung von 
Prozessen).8 

 
6  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer Vorschriften zur Digitali

sierung der Verwaltung (OZG-Änderungsgesetz – OZGÄndG). 
7  In Deutschland gibt es 11 056 Städte und Gemeinden (Link). 
8  Die Länder entwickelten bereits vor dem OZG EfA-Lösungen, wie z. B. die IT-Lösung für Steuererklärungen 

und Steueranmeldungen (ELSTER).  

https://www.bmi.bund.de/DE/themen/verfassung/staatliche-ordnung/foederalismus-und-kommunalwesen/foederalismus-und-kommunalwesen-artikel.html
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1.4 Konjunkturpaketmittel für EfA-Lösungen 

Corona-Konjunkturpaket 

Der Bund plante ursprünglich 500 Mio. Euro für die Umsetzung des OZG ein. Im Jahr 2020 
stellte er hierfür mit dem Corona-Konjunkturpaket weitere 3 Mrd. Euro bereit. Rund zwei Drit
tel9 davon waren für das Digitalisierungsprogramm Föderal vorgesehen. Den Einsatz der Kon
junkturpaketmittel steuert das BMI. Im Januar 2021 regelten Bund und Länder in einem Ver
waltungsabkommen (sog. Dachabkommen), wie die Konjunkturpaketmittel zu verwenden 
sind.10 Danach sollten insgesamt 1,4 Mrd. Euro eingesetzt werden, um Online-Services ge
mäß dem EfA-Modell zu entwickeln. Hierfür legten Bund und Länder Mindestanforderun
gen11 und Servicestandards fest. 

Deutscher Aufbau- und Resilienzplan 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Konjunkturpaketmittel aus der Aufbau- und Resilienz
fazilität der Europäischen Union zu refinanzieren. Dafür legte sie Ziele im sogenannten Deut
schen Aufbau- und Resilienzplan (DARP) fest, die sie gemeinsam mit der Europäischen Kom
mission operationalisierte. Wenn die operationalisierten Ziele erreicht werden, können die 
Konjunkturpaketmittel refinanziert werden. Eines der Ziele ist, die 100 wichtigsten Verwal
tungsleistungsbündel12 bis zum Jahr 2023 zu digitalisieren. Dies gilt als erreicht, sobald acht 
der 16 Länder die betreffenden Verwaltungsleistungen online bereitstellen. Bedingung ist, 
dass die Verwaltungsleistungen mit EfA-Lösungen digitalisiert wurden. 

2 Umsetzungsstand EfA-Lösungen 
Die Länder entwickeln die EfA-Lösungen für die Verwaltungsleistungen ihres Themenfeldes 
in sogenannten Umsetzungsprojekten. Das BMI unterteilt den Fortschritt der Umsetzungs
projekte in folgende Phasen: 

• Phase 1 (Konzeption)  
Diese Phase gilt als abgeschlossen, wenn die EfA-Lösung entwickelt und ein Konzept für 
deren Nachnutzung in anderen Ländern oder Kommunen fertiggestellt ist. 
 

 
9  1,5 Mrd. Euro für das Digitalisierungsprogramm Föderal und rund 0,5 Mrd. Euro für föderale Infrastruktur

projekte. 
10  Verwaltungsabkommen zur Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes zwischen Bund und Ländern, unter

zeichnet am 29. Januar 2021 (Link). 
11  Mindestanforderungen an „Einer-für-Alle“-Services – Verpflichtungserklärung der Länder zur Umsetzung 

von Leistungen mit Mitteln des Konjunkturpakets (Link). 
12  Das BMI bündelte alle Verwaltungsleistungen zu 575 Verwaltungsleistungsbündeln (sog. OZG-Leistungen).  

chrome-exthttps://www.onlinezugangsgesetz.de/SharedDocs/downloads/Webs/OZG/DE/dachabkommen-vorabversion.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://leitfaden.ozg-umsetzung.de/display/OZG/11.1%20Nachnutzungsmodelle?preview=/12587205/73761082/AM_EfA_Mindestanforderungen.pdf
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• Phase 2 (Referenzimplementierung)  
Ziel dieser Phase ist, die EfA-Lösung erstmalig in einem Land oder einer Kommune online 
bereitzustellen. In der Regel nutzt das Land, das die EfA-Lösung entwickelt hat, diese zu
nächst selbst. 

• Phase 3 (Flächendeckende Nachnutzung) 
In dieser Phase wird die EfA-Lösung weiteren Ländern oder Kommunen zur Nachnutzung 
bereitgestellt. Eine EfA-Lösung gilt als flächendeckend nachgenutzt, wenn 50 % der Bevöl
kerung oder 50 % der Kommunen in mindestens neun Ländern die EfA-Lösung verwenden 
können. 

Im Digitalisierungsprogramm Föderal digitalisieren Bund und Länder insgesamt 3 260 Ver
waltungsleistungen nach dem EfA-Prinzip. Dafür beschlossen Bund und Länder, insgesamt 
257 EfA-Lösungen zu entwickeln.13 Die Umsetzungsprojekte zu diesen EfA-Lösungen erreich
ten bis Juni 2023 folgenden Stand: 

• 36 % der EfA-Lösungen (94) waren in keinem Land und in keiner Kommune online verfüg
bar. Die Umsetzungsprojekte für diese EfA-Lösungen befinden sich entweder noch in der 
Phase 1 (Konzeption) oder haben diese abgeschlossen. 

• 61 % der EfA-Lösungen (156) waren in mindestens einem Land oder in einer Kommune 
verfügbar. Das bedeutet, dass ein Land oder eine Kommune die (eigens) entwickelte EfA-
Lösung verwendet und somit Phase 2 (Referenzimplementierung) abgeschlossen ist.  

• 3 % der EfA-Lösungen (7) wurden laut BMI flächendeckend nachgenutzt, waren also für 
mindestens 50 % der Bevölkerung oder in 50 % der Kommunen in mindestens neun Län
dern online verfügbar. Diese EfA-Lösungen haben die Phase 3 (Flächendeckende Nach
nutzung) abgeschlossen. 

  

 
13  Stand: Juni 2023. 
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Abbildung 1 

Anteil der nachgenutzten EfA-Lösungen noch sehr gering 
Nur 7 (3 %) der insgesamt 257 EfA-Lösungen zur Verwaltungsdigitalisierung wurden im Juni 
2023 flächendeckend nachgenutzt. 156 (61 %) der EfA-Lösungen wurden noch nicht ausrei
chend nachgenutzt, 94 (36 %) waren in keinem Land und in keiner Kommune online verfüg
bar. 

 
Grafik: Bundesrechnungshof. Quelle: BMI, OZG-Informationsplattform. Stand: 16. Juni 2023. 

3 Nachnutzungshemmnisse beseitigen 

3.1 Technische Voraussetzungen schaffen 

3.1.1 Sachverhalt 

Damit die Länder und Kommunen die EfA-Lösungen nachnutzen können, müssen diese bis zu 
einem gewissen Grad technisch an deren Verwaltungsprozesse anpassbar sein. Zum Beispiel 
sollten sie nur Informationen anzeigen, die in dem jeweiligen Land oder der Kommune für 
die Verwaltungsleistung relevant sind, wie z. B. 

• die antragsrelevanten Datenfelder, 
• die Höhe der Gebühr einer Verwaltungsleistung oder 
• die Kontaktdaten bei Rückfragen.  

Diese Anpassungsfähigkeit der EfA-Lösung nennen Bund und Länder „EfA-Parametrisierung“. 
Die folgenden Beispiele zeigen, was die Parametrisierung in der Praxis bedeutet. 
  

7

156

94
nicht online verfügbar 

(Phase 1 offen oder 
abgeschlossen)

in nur einem Land/
einer Kommune online 
verfügbar (Phase 2 
abgeschlossen)

flächendeckend nachgenutzt 
(Phase 3 abgeschlossen)

257
EfA-Lösungen
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Beispiel 1 – EfA-Lösung mit Parametrisierung 

Land A entwickelt eine EfA-Lösung für die Verwaltungsleistung „Anwohnerparkausweis bean
tragen“.14 Land B möchte diese gerne nachnutzen. Die Verwaltungsprozesse unterscheiden 
sich in den beiden Ländern in folgenden Punkten:  

• In Land A wird der Anwohnerparkausweis von der Behörde A angeboten; in Land B wer
den diese von Behörde B verwaltet.  

• In Land A kostet ein Anwohnerparkausweis jährlich 150 Euro; in Land B kostet er 300 Euro 
jährlich.  

• Die landesspezifische Verordnung des Landes B verlangt, dass Behörde B bei der Beantra
gung eines Anwohnerparkausweises abfragt, welche Umweltplakette das Kfz besitzt. 
Land A erfragt dies nicht.  

Wenn eine Bürgerin oder ein Bürger in Land B einen Anwohnerparkausweis beantragen 
möchte, wird bei der parametrisierten EfA-Lösung der Name und das Logo der Behörde B 
angezeigt. Der Anwohnerparkausweis kostet dort 300 Euro. Die Bürgerin oder der Bürger 
wird gefragt, welche Umweltplakette das Kfz besitzt. Zudem wird die richtige Ansprechper
son für Rückfragen aus Behörde B angezeigt. Die Bürgerin oder der Bürger beantragt die Ver
waltungsleistung über das Formular der EfA-Lösung und zahlt die 300 Euro Gebühr. Der An
trag wird der Behörde B zugeleitet, die diesen nun bearbeitet. Behörde B stellt einen 
Anwohnerparkausweis aus und versendet ihn an die Antragstellerin oder den Antragsteller.  
 

Beispiel 2 – EfA-Lösung ohne Parametrisierung 

Land A entwickelt eine EfA-Lösung für die Verwaltungsleistung „Anwohnerparkausweis bean
tragen“. Land B möchte diese gerne nachnutzen. Die Verwaltungsprozesse unterscheiden 
sich in den beiden Ländern wie in Beispiel 1 dargestellt.  

Wenn eine Bürgerin oder ein Bürger in Land B einen Anwohnerparkausweis online beantra
gen möchte, können ihr oder ihm nicht die spezifischen Informationen der zuständigen 
Behörde angezeigt werden, da die EfA-Lösung nicht anpassbar ist. Die Behörde B muss diese 
Informationen anderweitig bereitstellen. Soweit ihr für die Antragsbearbeitung Informatio
nen fehlen, muss sie diese bei der Antragstellerin oder dem Antragsteller erfragen. Behörde B 
schickt dem Antragstellenden z. B. eine E-Mail zu, um die Höhe der Gebühr zu nennen und 
nachzufragen, welche Umweltplakette ihr oder sein Kfz besitzt. Erst nach der Antwort des 
Antragstellenden bearbeitet Behörde B den Antrag und versendet den Anwohnerparkaus
weis. 

Alternativ könnte Behörde B auch eine eigene technische Lösung entwickeln und einsetzen, 
die dafür sorgt, dass den Nutzenden die richtigen Informationen angezeigt werden.  

 
14  Beispiel 1 und 2 dienen nur der Veranschaulichung der Parametrisierung. Die Angaben aus den Beispielen 

sind frei erfunden und stellen nicht den Sachstand einer tatsächlichen EfA-Lösung dar. 
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Im Dezember 2020 legten Bund und Länder Mindestanforderungen an EfA-Lösungen fest. 
Demnach mussten EfA-Lösungen für andere Länder parametrisierbar entwickelt werden. Im 
Frühjahr 2021 erkannte das Föderale IT-Architekturboard15 des IT-Planungsrates, dass es zu 
aufwendig wäre, die Parametrisierung für jede EfA-Lösung einzeln zu entwickeln. Daher 
stellte es im Sommer 2021 in einem Gremium des IT-Planungsrates ein Grobkonzept „Para
metrisierung“ vor. Dieses sah vor, dass EfA-Lösungen Variablen und Parameter verwenden, 
um die individuellen Informationen aus Ländern und Kommunen einzubinden und diese au
tomatisiert auszutauschen. Ab dem Jahr 2022 entwickelte die FITKO eine zentrale IT-Lösung 
für die EfA-Parametrisierung. Geplant war, diese Lösung im Jahr 2023 in Ländern und Kom
munen auszurollen. Im Juni 2023 war das Projekt drei Monate im Verzug, da sich Bund und 
Länder zunächst nicht darauf einigen konnten, den vorhandenen Datenaustauschstan
dard16 zu erweitern. Die erforderlichen Anpassungen sollen nun im Januar 2024 vorliegen. 
Danach können die Arbeiten an der IT-Lösung fortgesetzt werden. 

3.1.2 Würdigung 

Ohne Parametrisierung können Länder und Kommunen EfA-Lösungen nur fehleranfällig und 
ressourcenintensiv nachnutzen. Eine Kommunikation per E-Mail, wie in Beispiel 2 beschrie
ben, erscheint nicht praxistauglich, da sie deutliche Mehraufwände sowohl für Nutzerinnen 
und Nutzer als auch für Behörden nach sich zieht. Andere technische Alternativen zur IT-Lösung 
„EfA-Parametrisierung“ (z. B. für jede EfA-Lösung eigene IT-Lösungen für die Parametrisie
rung zu entwickeln) wären aufwändiger und daher unwirtschaftlich. 

Seit Bund und Länder die Entwicklung von EfA-Lösungen planten, war somit klar, dass diese 
zu einem gewissen Grad an die Verwaltungsprozesse anpassbar sein müssen. Daher lag es 
nahe, dafür eine zentrale IT-Lösung zu entwickeln. Vor diesem Hintergrund ist nicht nachvoll
ziehbar, dass Bund und Länder die Bereitstellung dieser Lösungen erst für das Jahr 2023 
planten. Damit hätten sie die Frist für die Umsetzung des OZG (Ende 2022) bereits verfehlt. 
Das BMI hätte darauf hinwirken müssen, dass die Lösung früher bereitgestellt wird. Wann 
dieses Nachnutzungshemmnis tatsächlich beseitigt sein wird, ist weiterhin offen. 

3.1.3 Empfehlung 

Das BMI sollte – ggf. gemeinsam mit der FITKO – untersuchen, ob weitere Hemmnisse vorlie
gen, die die Entwicklung und den Betrieb der EfA-Parametrisierung beeinträchtigen. Sofern 
dies zutrifft, hat es darauf hinzuwirken, dass diese umgehend beseitigt werden. 

 
15  Das Föderale IT-Architekturboard unterstützt und berät den IT-Planungsrat in strategischen Fragen bei der 

Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen der IT-Architektur. Es wurde mit Beschluss der Abteilungslei
ter (AL)-Runde am 22. Februar 2021 als Steuerungsgremium des IT-Planungsrates gegründet (Link). Die  
AL-Runde unterstützt den IT-Planungsrat, indem sie seine Sitzungen fachlich vorbereitet und Beschlussemp
fehlungen gibt (Link).  

16  Der XÖV-Standard für Verwaltungsdaten aus den Zuständigkeitsfindern (XZuFi). 

https://www.fitko.de/foederale-koordination/gremienarbeit/foederales-it-architekturboard
https://www.it-planungsrat.de/foederale-zusammenarbeit/gremien
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3.2 Rechtliche Voraussetzungen schaffen 

3.2.1 Sachverhalt 

FIT-Store 

Die FITKO ist eine rechtsfähige Anstalt öffentlichen Rechts, an der alle Länder und der Bund 
beteiligt sind. Sie hat u. a. die Aufgabe, standardisierte Verträge für EfA-Lösungen bereitzu
stellen und damit deren Nachnutzung zu ermöglichen.17 Diese Verträge, die sie in ihrem 
sogenannten FIT-Store18 veröffentlicht, regeln u. a. den Betrieb und die Weiterentwicklung 
von EfA-Lösungen. Darin ist zum Beispiel festgehalten,  

• wie hoch die Kosten für die nachnutzende Gebietskörperschaft sind, 
• welche Unterstützung die nachnutzenden Gebietskörperschaften von dem IT-Dienstleis

ter, der die Lösung im Auftrag des für die EfA-Lösung zuständigen Landes entwickelt hat, 
erhalten können (sog. Service-Vereinbarungen), 

• welche Pflichten die nachnutzenden Gebietskörperschaften haben. 

Die Länder können diese Standardverträge nutzen, da sie in einem Inhouse-Verhältnis zur 
FITKO stehen. Auf die Kommunen trifft dies nicht zu. Sie können die EfA-Lösungen aus dem 
FIT-Store nur dann nutzen, wenn das betreffende Land mit ihnen eigene Vereinbarungen zur 
Nachnutzung trifft.19 

Im September 2021 stellte die FITKO erste Verträge zur Nachnutzung von EfA-Lösungen im 
FIT-Store bereit. Im September 2023 war folgender Stand erreicht: 

• Für 2920 von 257 EfA-Lösungen hat die FITKO Standardverträge bereitgestellt.21  
• Für 1222 EfA-Lösungen haben nachnutzungswillige Länder mit der FITKO insgesamt 61 

Nachnutzungsverträge geschlossen. 

Digitaler Marktplatz für EfA-Leistungen 

Neben dem FIT-Store beauftragte der IT-Planungsrat eine bundesweite Genossenschaft der 
öffentlichen IT-Dienstleister in Kooperation mit der FITKO, ein weiteres Portal zur 

 
17  Siehe Beschluss 2019/40 des IT-Planungsrates vom 20. Oktober 2019 (Link). 
18  FIT steht für Föderale IT. 
19  „EfA-Nachnutzung und Nachnutzungsmodelle – eine Übersicht“ vom 27. April 2022. FITKO (Link). 
20  Stand: 25. September 2023. 
21  FIT-Store, Filterung: Verfügbarkeit „Verfügbar“ und Leistungstyp „EfA-Leistung“. Stand: 25. September 2023 

(Link).  
22  Stand: 25. September 2023. 

https://www.it-planungsrat.de/beschluss/beschluss-2019-40
https://www.fitko.de/fileadmin/user_upload/20220427_EfA-Nachnutzung_und_Nachnutzungsmodelle-Eine_UEbersicht_v1.1.pdf
https://www.fitko.de/fit-store
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Nachnutzung von EfA-Lösungen bereitzustellen. Auf diesem „Digitalen Marktplatz für EfA-
Leistungen“ können Anbieter (Bundesländer und öffentliche IT-Dienstleister) EfA-Lösungen 
einstellen. Mitglieder der Genossenschaft und ihre Träger können dort direkt EfA-Lösungen 
beziehen.23 Der Marktplatz für EfA-Lösungen ist seit Dezember 2022 online verfügbar.24 

Über den „Marktplatz für EfA-Lösungen“ können ca. 75 % der Kommunen EfA-Lösungen 
direkt „bestellen“.25 Auf dem Marktplatz waren im September 2023 – neben den EfA-Lösun
gen, die auch im FIT-Store angeboten werden – weitere 45 EfA-Lösungen zur Nachnutzung 
bereitgestellt. 

Wollen Länder und Kommunen EfA-Lösungen nachnutzen, für die noch keine Standardver
träge bereitstehen, müssen sie nach individuellen vertraglichen Lösungen suchen. 

3.2.2 Würdigung 

Der Erfolg des EfA-Modells hängt maßgeblich davon ab, dass die rechtlichen Voraussetzun
gen für die Nachnutzung rechtzeitig geschaffen werden. Insbesondere muss geregelt sein, 
wer für den Betrieb und die Weiterentwicklung von EfA-Lösungen verantwortlich ist und 
welche finanziellen und sonstigen Pflichten die nachnutzenden Gebietskörperschaften haben. 
Hierauf hätte das BMI hinwirken müssen. Es ist nicht hinnehmbar, dass den Ländern und 
Kommunen erst nach mehr als vier Jahren erste Standardverträge zur Nachnutzung von EfA-
Lösungen bereitgestellt wurden. Zu diesem Zeitpunkt war die OZG-Umsetzungsfrist bereits 
zu einem großen Teil abgelaufen. Individuelle vertragliche Vereinbarungen sind nicht erstre
benswert, da die unterschiedlichen Vertragskonditionen (wie z. B. uneinheitliche Service-
Vereinbarungen) den Betrieb einer EfA-Lösung erschweren und ggf. verteuern können. Zu
dem verursachen dezentrale Vertragsabschlüsse zusätzlichen Verwaltungsaufwand bei den 
Ländern und Kommunen. Es ist nicht auszuschließen, dass diese auch aus diesem Grund von 
einer Nachnutzung absahen. 

3.2.3 Empfehlung 

Das BMI sollte im IT-Planungsrat darauf hinwirken, dass die Standardverträge für die Nach
nutzung der EfA-Lösungen frühzeitig bereitgestellt werden. 

 
23  Das ist möglich, weil die Mitglieder der Genossenschaft in einem Inhouse-Verhältnis zu ihr stehen. 
24  Meldung des IT-Planungsrat vom 12. April 2023 (Link). 
25  „Marktplatz für EfA-Leistungen“ govdigital, Film 2 (Link). 

https://www.it-planungsrat.de/aktuelles/details/erste-fit-store-leistung-im-marktplatz-fuer-efa-leistungen-1
https://www.govdigital.de/marktplatz
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4 Nachnutzungshemmnisse im Blick behalten 

4.1 Sachverhalt 

Der Leitfaden für das Digitalisierungsprogramm Föderal sieht vor, dass Bund und Länder die 
rechtlichen, finanziellen, organisatorischen und technischen Voraussetzungen dafür schaffen 
müssen, damit Länder und Kommunen die EfA-Lösungen nachnutzen können. Dafür ist es 
notwendig, etwaige Hemmnisse, die einer Nachnutzung entgegenstehen, frühzeitig zu erken
nen und zu beseitigen. Folgende Aktivitäten zur Identifizierung solcher Hemmnisse fanden 
bislang statt. 

Nachnutzungsverprobung der Länder 

Im Jahr 2021 prüften zwei Länder, welche Hemmnisse bei der Nachnutzung von EfA-Lösun
gen auftraten. Dafür untersuchten sie beispielhaft, wie sie einzelne EfA-Lösungen im Land 
und in ausgewählten Kommunen einsetzen können.26 Die beiden Länder stellten dabei u. a. 
fest, dass EfA-Lösungen nicht oder nur teilweise nachnutzbar waren, da die Parametrisierung 
fehlte (vgl. Tz. 3.1).27 

Nachnutzung von Fokusleistungen 

Bund und Länder beschlossen, ab dem Jahr 2023 jährlich sogenannte Fokusleistungen fest
zulegen. Ziel war, diese Online-Services zügig in den Ländern bzw. Kommunen auszurollen 
und somit deren Nachnutzung sicherzustellen. Bund und Länder einigten sich darauf, zunächst 
16 Fokusleistungen28 als EfA-Lösungen zu entwickeln und flächendeckend auszurollen. 

 
26   Von Juli bis Dezember 2021 haben zwei Länder eine sogenannte „Nachnutzungsverprobung“ durchgeführt. 

Ziel war es, die Machbarkeit der Nachnutzung von EfA-Lösungen in einem Land und seinen Kommunen zu 
erproben. Die beiden Länder haben daraufhin die erarbeiteten Erkenntnisse veröffentlicht. Sie gliederten 
diese nach den organisatorischen, rechtlichen, technischen, finanziellen und übergreifenden Aspekten der 
Nachnutzung. Siehe Lessons Learned Nachnutzungsverprobung Thüringen Niedersachsen,  
Stand: Dezember 2021, Version 1.0 (Link).  

27  Lessons Learned Nachnutzungsverprobung Thüringen Niedersachsen, Stand: Dezember 2021, Version 1.0, 
S. 12 (Link). 

28  Diese umfassen folgende Verwaltungsleistungen: Ummeldung, Einbürgerung, Personalausweis, Unterneh
mensanmeldung & -genehmigung, Handwerksgründung, -register und -karte, Öffentliche Vergabe, Energie
preispauschaule für Studierende, Elterngeld, Eheschließung, Unterhaltsvorschuss, Bauvorbescheid und Bau
genehmigung, Wohngeld, Führerschein (inkl. Umtausch), Kfz-An- und Ummeldung, Anlagengenehmigung 
und -zulassung, Arbeitslosengeld II (Bürgergeld). Die Verwaltungsleistung „Energiepreispauschale für Stu
dierende“ ist bereits vollständig digitalisiert und flächendeckend verfügbar. 

https://leitfaden.ozg-umsetzung.de/display/OZG/Arbeitshilfen?preview=/12583387/49317355/AM_Lessons%20Learned%20der%20Nachnutzungsverprobungsprojekte_v1.0.pdf
https://leitfaden.ozg-umsetzung.de/display/OZG/Arbeitshilfen?preview=/12583387/49317355/AM_Lessons%20Learned%20der%20Nachnutzungsverprobungsprojekte_v1.0.pdf


 

19 

Mit dem Gesetzentwurf zur Novellierung des OZG legte das BMI das Konzept „Eckpunkte für 
eine moderne und zukunftsgerichtete Verwaltung“29 vor. Darin stellte es dar, mit welchen 
Maßnahmen es die weitere Umsetzung des OZG begleiten will. Es legte u. a. fest, dass es sich 
in den Jahren 2023 und 2024 auf die flächendeckende Nachnutzung der 16 Fokusleistungen 
konzentrieren will. Anhand der damit gewonnenen Erkenntnisse will es das EfA-Modell wei
terentwickeln. 

Das BMI begleitet den Fortschritt bei Betrieb und Nachnutzung der Fokusleistungen derzeit 
auf Staatssekretärsebene. Dabei hat es erste Hemmnisse identifiziert. Es erkannte u. a., dass 
Basiskomponenten fehlen und rechtliche Herausforderungen der Nachnutzung nicht gelöst 
sind. 

Bund, Länder und Kommunen haben eine Kooperationsvereinbarung geschlossen, um die 
Nachnutzung der 16 Fokusleistungen bis Ende des Jahres 2025 zu verbessern (sog. Kommu
nalpakt). In diesem sind technische, rechtliche, finanzielle und organisatorische Hemmnisse 
benannt, wie  

• unbeantwortete datenschutzrechtliche Fragen, 
• unsichere zeitliche Planungen der EfA-Lösungen, 
• unklare Kostenaufteilung für die Pflege, Weiterentwicklung und den Betrieb von EfA-

Lösungen zwischen Bund, Ländern und Kommunen und 
• unklare technische Konzeptionen von Schnittstellen und in der Folge nicht abschätzbare 

Kosten für deren Entwicklung und Betrieb. 

4.2 Würdigung 

Das BMI steuert und koordiniert gemeinsam mit der FITKO das Digitalisierungsprogramm 
Föderal. Daher muss es dafür sorgen, dass die Investitionen des Bundes in EfA-Lösungen 
nicht „verpuffen“. Dafür ist es notwendig, dass die von einem Land entwickelten und bereit
gestellten EfA-Lösungen unverzüglich von den anderen Ländern und Kommunen nachge
nutzt werden können. 

Das BMI hat es versäumt, zu Beginn der OZG-Umsetzung (ggf. gemeinsam mit der FITKO 
oder weiteren Beteiligten) die technischen, organisatorischen, rechtlichen und finanziellen 
Voraussetzungen für die Nachnutzung von EfA-Lösungen zu definieren und systematisch zu 
untersuchen, inwieweit diese bereits vorliegen oder noch geschaffen werden müssen. 

Stattdessen verfolgte es einen „Versuch-und-Irrtum-Ansatz“: Zunächst erprobten zwei Län
der die Nachnutzung einzelner EfA-Lösungen beispielhaft; nun sollen die Länder und Kom
munen in den Jahren 2023 bis 2025 die 16 Fokusleistungen flächendeckend nachnutzen. 

 
29  Paket für die digitale Verwaltung. Eckpunkte für eine moderne und zukunftsgerichtete Verwaltung.  

Stand: 23. Mai 2023 (Link). 

https://www.onlinezugangsgesetz.de/SharedDocs/downloads/Webs/OZG/DE/ozgaendg-eckpunkte.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Solche Praxistests bzw. die schrittweise Nachnutzung einzelner EfA-Lösungen sind grundsätz
lich sinnvoll. Ein vollständiges Bild der wesentlichen Hemmnisse bei der Nachnutzung dieser 
16 Fokusleistungen wird nach der gegenwärtigen Planung aber erst im Jahr 2025 vorliegen. 
Diese Vorgehensweise passt nicht zu den ambitionierten Zielen aus dem DARP (siehe Tz. 
1.4). Zudem ist nicht auszuschließen, dass bei der Nachnutzung der restlichen 235 EfA-Lö
sungen30 Hemmnisse auftreten, die mit dem derzeit geplanten Vorgehen nicht erkannt wer
den. So könnten bspw. weitere technische Hemmnisse auftreten, da davon auszugehen ist, 
dass die externen Dienstleister unterschiedliche Technologien bei der Entwicklung der EfA-
Lösungen verwenden. Da die Länder und Kommunen nach Ablauf der OZG-Umsetzungsfrist 
verpflichtet sind, ihre Verwaltungsleistungen online anzubieten, müssen sie bereits jetzt wei
tere EfA-Lösungen nachnutzen, obwohl die Ergebnisse dieser Praxistests noch nicht vorlie
gen. Damit besteht die Gefahr, dass Hemmnisse weiterhin nicht erkannt werden und die Län
der und Kommunen die EfA-Lösungen nicht (oder nicht wirtschaftlich) nachnutzen können. 
Dies wiederum kann dazu führen, dass sie eigene IT-Lösungen zur Digitalisierung ihrer Ver
waltungsleistungen entwickeln. 

4.3 Empfehlung 

Der Bundesrechnungshof empfiehlt dem BMI, ab sofort regelmäßig und strukturiert zu 
untersuchen (ggfs. gemeinsam mit der FITKO und weiteren Beteiligten), welche technischen, 
organisatorischen, rechtlichen und finanziellen Hemmnisse bei der Nachnutzung aller EfA-
Lösungen auftreten können. Danach sollte es darauf hinwirken, dass die so ermittelten 
Hemmnisse unverzüglich beseitigt werden. 

5 Stand der Nachnutzung ermitteln 

5.1 Sachverhalt 

Das BMI hat Zugriff auf Daten, aus denen es entnehmen kann, welche föderalen Verwal
tungsleistungen online verfügbar sind. Ob Länder bzw. Kommunen dafür eine EfA-Lösung 
oder eine dezentrale eigene Lösung einsetzen, kann es derzeit nicht unterscheiden. Das BMI 
plant, dies künftig zu erfassen. Derzeit kann es noch nicht abschätzen, wann diese Daten vor
liegen werden. 

 
30  Insgesamt werden 257 EfA-Lösungen entwickelt. Neben den 15 EfA-Lösungen der Fokusleistungen (eine der 

Fokusleistungen ist bereits flächendeckend verfügbar) und den sieben EfA-Lösungen, die bereits flächende
ckend verfügbar sind, bleiben 235 EfA-Lösungen (siehe Tz. 2).   
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5.2 Würdigung 

Das BMI hat versäumt, sein Berichtswesen von vornherein so zu gestalten, dass es erkennen 
kann, ob Länder bzw. Kommunen zentrale EfA-Lösungen oder dezentrale Eigenentwicklun
gen nutzen, um Verwaltungsleistungen online bereitzustellen. Die tatsächliche Nachnut
zungsquote von EfA-Lösungen kennt es derzeit nicht. Damit fehlen ihm wesentliche Informa
tionen, um das Digitalisierungsprogramm Föderal zu steuern und den Erfolg der EfA-Lösungen 
einzuschätzen. Insbesondere kann es nicht abschießend bewerten, ob die im DARP festge
legten Ziele für die Investitionen des Bundes in EfA-Lösungen erreicht werden (siehe Tz. 1.4). 

5.3 Empfehlung  

Das BMI sollte sich schnellstmöglich einen kontinuierlichen Überblick verschaffen, inwieweit 
Landes- und Kommunalbehörden EfA-Lösungen tatsächlich nachnutzen. 

6 Vorrangige Nutzung von EfA-Lösungen 
vereinbaren 

6.1 Sachverhalt 

Bisher hat der Bund 613 Mio. Euro31 in EfA-Lösungen investiert. Um die Ziele des DARP zu 
erreichen und die Ausgaben aus der Aufbau- und Resilienzfazilität der Europäischen Union 
refinanzieren zu können (siehe Tz. 1.4), müssen die EfA-Lösungen nachnutzbar sein und von 
Ländern und Kommunen auch nachgenutzt werden. 

Der Bund verpflichtete die Länder in dem Dachabkommen über die Corona-Konjunkturpa
ketmittel nicht, grundsätzlich EfA-Lösungen für die Digitalisierung ihrer Verwaltungsleistun
gen zu nutzen. Vielmehr steht es aktuell jedem Land frei, eine EfA-Lösung nachzunutzen 
oder eine dezentrale landeseigene Lösung einzusetzen.32 Eine eigene Lösung muss den OZG-
Anforderungen entsprechen.33 

Es existieren derzeit auch keine anderen föderalen Vereinbarungen, in denen Bund und Län
der festschreiben vorrangig EfA-Lösungen einzusetzen. Der Bundesrechnungshof hatte in 

 
31  Stand: 8. Juni 2023. 
32  Weiterhin steht es jedem Land im Rahmen der OZG-Umsetzung frei, eine gemeinsame Nachnutzung mit 

anderen Ländern zu verfolgen oder auf die dezentrale landeseigene Lösung zu setzen. Programmanage
ment Digitalisierungsprogramm Phase 2 vom September 2019, IT-Planungsrat Beschluss 2019/39. 

33  Paket für die digitale Verwaltung. Eckpunkte für eine moderne und zukunftsgerichtete Verwaltung.  
Stand: 23. Mai 2023, S. 3 (Link). 

https://www.onlinezugangsgesetz.de/SharedDocs/downloads/Webs/OZG/DE/ozgaendg-eckpunkte.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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seinem Bericht zur Umsetzung des OZG bemängelt, dass das BMI den föderalen Digital- und 
IT-Strategieprozess gestoppt hat.34 Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages for
derte das BMI daraufhin mit einem Maßgabebeschluss35 auf, darauf hinzuwirken, dass dieser 
Prozess umgehend wieder aufgenommen wird. Derzeit geht das BMI davon aus, dass Bund 
und Länder frühestens Ende 2024 eine Digital- und IT-Strategie fertigstellen werden. 

6.2 Würdigung 

Der Bundesrechnungshof hält es für bedenklich, dass sich Bund und Länder zwar darauf ei
nigten, EfA-Lösungen zu entwickeln, aber nicht festlegten, dass Länder und Kommunen diese 
auch vorrangig für die Digitalisierung ihrer Verwaltungsleistungen nutzen. Obwohl der Bund 
bisher 613 Mio. Euro in diese EfA-Lösungen investiert hat, werden erst 3 % dieser Lösungen 
flächendeckend nachgenutzt (siehe Tz. 2). Ohne die Zusage der Länder, der Nachnutzung be
stehender EfA-Lösungen Vorrang vor eigenen, dezentralen Entwicklungen zu geben, besteht 
die Gefahr, dass unwirtschaftliche Parallelstrukturen und ein Flickenteppich vielfältiger IT-Lö
sungen entstehen. Außerdem ist die Nutzung von EfA-Lösungen eine Voraussetzung dafür, 
dass der Bund die Ausgaben aus der Aufbau- und Resilienzfazilität der Europäischen Union 
refinanzieren kann. 

Bereits im Dachabkommen hätte das BMI darauf hinwirken können, dass die Länder dafür 
sorgen, dass sie für die Digitalisierung ihrer Verwaltungsleistungen vorrangig EfA-Lösungen 
einsetzen. Auch in einer gemeinsamen föderalen Digital- und IT-Strategie wäre es möglich 
gewesen, ein sogenanntes „EfA-First“-Prinzip zu verankern. Zudem hätten Bund und Länder 
klare strategische Ziele für die Nachnutzung von EfA-Lösungen festlegen können. 

Insgesamt hat das BMI damit die Wirksamkeit der Investitionen des Bundes in EfA-Lösungen 
und deren Refinanzierung über den DARP gefährdet. 

6.3 Empfehlung 

Im IT-Planungsrat sollte das BMI darauf hinwirken, dass die Länder das „EfA-First“-Prinzip 
mittragen. Bei der anstehenden Erarbeitung der föderalen Digital- und IT-Strategie sollte es 
sich dafür einsetzen, das „EfA-First“-Prinzip als strategisches Ziel zu verankern. 

7 Stellungnahme des BMI  
Das BMI hat zu dem Bericht wie folgt Stellung genommen: 

 
34  Haushaltsausschussdrucksache Nummer 20(8)3676. 
35  Haushaltsausschussdrucksache Nummer 20(8)3745. 
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Technische Voraussetzungen schaffen 

Das BMI hat betont, dass die IT-Lösung für die EfA-Parametrisierung ein Projekt der FITKO 
sei. Es habe darauf hingearbeitet, das Projekt schnell voranzutreiben. Bund und Länder hät
ten sich inzwischen darauf geeinigt, den Datenaustauschstandard zu erweitern. 

Rechtliche Voraussetzungen schaffen 

Das BMI hat die Ansicht des Bundesrechnungshofes geteilt, dass einheitliche Standardver
träge die Nachnutzung von EfA-Lösungen fördern. Jedoch habe der Bund keinen Einfluss da
rauf, ob die Länder diese Standardverträge auch tatsächlich nutzen, da dies verfassungs
rechtlich nicht in seinem Zuständigkeitsbereich liege. Zudem sei die FITKO dafür zuständig, 
Standardverträge für Kooperationsvereinbarungen bereitzustellen. 

Die geringe Zahl der bereitgestellten Standardverträge hat das BMI damit erklärt, dass viele 
EfA-Lösungen noch nicht weit genug entwickelt seien, um dafür Verträge zur Nachnutzung 
anzubieten. Einige Länder würden zudem nur wenige Verträge abschließen, obwohl sie ein 
hohes Interesse an der Nachnutzung der Fokusleistungen angemeldet hätten. 

Das BMI hat zudem darauf hingewiesen, dass es Entscheidungen im IT-Planungsrat nur be
grenzt beeinflussen könne, da diese nach dem Mehrheitsprinzip gemeinsam mit den Län
dern getroffen werden. Die Länder seien nicht immer bereit, eigene Interessen aufzugeben, 
um eine höhere Nachnutzung von EfA-Lösungen zu erzielen. 

Nachnutzungshemmnisse im Blick behalten 

Das BMI hat darauf hingewiesen, dass der Kommunalpakt insbesondere die Verantwortung 
der Länder und Kommunen adressiere. Der Bund könne hier nur unterstützend agieren, da 
die Verwaltungsdigitalisierung auf kommunaler Ebene in den Zuständigkeitsbereich der Län
der falle. 

Das BMI hat klargestellt, dass es seit 2023 nicht mehr nach dem „Versuch-und-Irrtum-An
satz“ vorgehe, da es nun gewachsene und erprobte Vorgaben zur technischen, prozessualen, 
finanziellen und rechtlichen Umsetzung von EfA-Lösungen gebe. Jedoch seien auch diese 
noch verbesserungswürdig. Weiterhin bestünden Hürden bei der Nachnutzung wie z. B. 
mangelnde Absprachen, fehlende Nachnutzungsstrukturen in Ländern und Kommunen und 
ein fehlender politischer Wille. Deswegen habe die Bundesregierung 16 Fokusleistungen aus
gewählt, um diese EfA-Lösungen mit der notwendigen politischen Aufmerksamkeit zu verse
hen und einen Schwerpunkt auf die Nachnutzung von EfA-Lösungen zu legen. Dabei werde 
darauf hingewirkt, die bestehenden politischen und organisatorischen Hürden abzubauen. 

Das BMI hat zudem darauf hingewiesen, dass es nur auf die Verbesserung der vom Bund be
reitzustellenden IT-Komponenten hinwirken und seine Koordinierungsaufgabe wahrnehmen 
könne. Es liege in der Zuständigkeit der Länder und Kommunen, EfA-Lösungen stärker nach
zunutzen. 
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Stand der Nachnutzung ermitteln 

Das BMI hat mitgeteilt, dass es aktuell an einer Lösung arbeite, die die Online-Verfügbarkeit 
von EfA-Lösungen ermittelt. 

Vorrangige Nutzung von EfA-Lösungen vereinbaren 

Das BMI hat darauf hingewiesen, dass es das EfA-Prinzip nach seinen verfassungsrechtlichen 
Möglichkeiten für die Umsetzung des OZG verankert habe. So seien die Konjunkturpaketmit
tel direkt an das EfA-Prinzip gebunden gewesen. Auch im Dachabkommen zwischen Bund 
und allen Ländern sei das EfA-Prinzip verankert. Dies sei ein wesentlicher Hebel zur flächen
deckenden Umsetzung von Online-Diensten. Alle OZG-Leistungen, die vom Bund im Digitali
sierungsprogramm Föderal finanziert werden, müssten nach dem EfA-Prinzip umgesetzt 
werden. 

8 Übergreifende abschließende Würdigung 
Der Bundesrechnungshof begrüßt, dass das BMI sich um eine verstärkte Nachnutzung der 
EfA-Lösungen bemüht. Er erkennt an, dass das BMI nicht allein für die Umsetzung des Digita
lisierungsprogramms Föderal verantwortlich ist und letztlich die Länder und Kommunen ent
scheiden, ob sie die EfA-Lösungen nachnutzen. 

Es bleibt aber unbestritten, dass die vom Bund bereitgestellten Konjunkturpaketmittel für 
das Digitalisierungsprogramm Föderal erst dann ihre volle Wirkung entfalten können, wenn 
die dadurch finanzierten EfA-Lösungen von einer größtmöglichen Anzahl von Ländern und 
Kommunen nachgenutzt werden. Nur dann können unwirtschaftliche Parallelentwicklungen 
vermieden und die Haushaltsmittel des Bundes effektiv und effizient eingesetzt werden. 
Sonst drohen die Investitionen des Bundes „zu verpuffen“. 

Außerdem ist die flächendeckende Nachnutzung der EfA-Lösungen Voraussetzung dafür, 
dass der Bund seine Investitionen in die Verwaltungsdigitalisierung aus EU-Mitteln refinan
zieren kann. Sollte das Ziel, die 100 wichtigsten Verwaltungsleistungsbündel mit EfA-Lösun
gen in mindestens acht Ländern online verfügbar bereitzustellen, nicht rechtzeitig erreicht 
werden, könnten dem Bund diese Mittel im dreistelligen Millionenbereich entgehen. 

Vor diesem Hintergrund hält es der Bundesrechnungshof für unabdingbar, dass das BMI im 
IT-Planungsrat mit Nachdruck auf eine Nachnutzung der EfA-Lösungen hinwirkt. Dazu hat es 
insbesondere  

• zu untersuchen, ob weitere Hemmnisse vorliegen, die die Entwicklung und den Be
trieb der EfA-Parametrisierung beeinträchtigen. Sofern dies zutrifft, hat es darauf 
hinzuwirken, dass diese umgehend beseitigt werden. 

• im IT-Planungsrat darauf hinzuwirken, dass die Standardverträge für die Nachnutzung 
der EfA-Lösungen frühzeitig bereitgestellt werden. 
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• ab sofort regelmäßig und strukturiert zu untersuchen, welche technischen, organi
satorischen, rechtlichen und finanziellen Hemmnisse bei der Nachnutzung aller EfA-
Lösungen auftreten können und darauf hinzuwirken, dass diese unverzüglich besei
tigt werden. 

• sich schnellstmöglich einen kontinuierlichen Überblick zu verschaffen, inwieweit Lan
des- und Kommunalbehörden EfA-Lösungen tatsächlich nachnutzen. 

• im IT-Planungsrat darauf hinzuwirken, dass das „EfA-First“-Prinzip bei der anstehen
den Erarbeitung der föderalen Digital- und IT-Strategie als strategisches Ziel veran
kert wird. 

 

Essers Mijatovic 

 

Beglaubigt: S. Erdmann, Tarifbeschäftigte 

Wegen elektronischer Bearbeitung ohne Unterschrift und Dienstsiegelabdruck. 
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